
Die zweite Große Koalition regiert seit
zwölf Monaten, und laut Umfragen
ist sie nicht sehr beliebt. Vergleicht
man ihre aktuelle Reputation mit

dem Start ihrer Vorgängerin, erscheint das
nachgerade ein wenig ungerecht. Schröder
und Fischer waren noch kein Jahr im Amt, da
hatten sie schon einen völkerrechtswidrigen
Angriffskrieg und den Bruch eines Wahlver-
sprechens (keine Rentenkürzung!) hinter
sich. Zunächst kostete das Stimmen. Anfang
1999 ging Hessen an die CDU verloren, die
Grünen büßten ein Drittel ihrer bisherigen
Wählerinnen und Wähler ein. Aber nach ei-
nem Jahr war die Koalition wieder obenauf,
unter anderem durch den christdemokrati-
schen Schmiergeldskandal.

Es mag Leute geben, die sich auch von An-
gela Merkel ent- oder sogar getäuscht sehen.
Hier ist vor allem an ihre Bundesgenossen
von der »Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft« zu denken. Die CDU-Vorsitzende
hatte ihnen versprochen,
den Finanzdienstleistern
durch ein Prämienmo-
dell für die Krankenver-
sicherung neue Kund-
schaft zuzutreiben und
den Arbeitsmarkt weiter
zu deregulieren. Hilde-
gard Müller, die zu An-
gela Merkels engstem
Kreis gehört, ist Vertrauensperson der
Dresdner Bank. Aber das Wahlergebnis
reichte nicht für ein Durchregieren mit der
FDP.

Falls die heutige Kanzlerin eine politische
Vergangenheit haben sollte, die vor dem
Herbst 1989 liegt, dann hat sie von dort viel-
leicht die Auffassung mitgebracht, dass man
gegebene Verhältnisse nicht ändern, aber das
nach Lage der Dinge Beste aus ihnen machen
kann. Deshalb moderiert sie jetzt ihr Kabi-
nett ähnlich kameradschaftlich und gotterge-
ben wie wahrscheinlich früher ihre FDJ-
Gruppe.

Ihre Förderer im Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI) scheinen dies zu ver-
stehen. Zwar tadeln sie, aber nicht sehr hef-
tig. Das kann zwei Gründe haben: Erstens
gehen die Geschäfte zur Zeit recht gut. Wer
da eine Rosskur einfordert, braucht ein biss-
chen Schwarzmalerei, und das gibt die Lage
nicht so recht her. Zweitens müssen Merkels
potenzielle Kritiker einräumen, dass ein
Großteil der von ihnen gewünschten Arbeit
ja schon erledigt ist: teilweise von Rot-Grün,
teils durch Schwarz-Rot. Die Anhebung des
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre war Team-
work: von Schröder und Clement war sie
vorbereitet worden, und als sie von Schwarz-
Rot dann zum Gesetz gemacht wurde, wun-
derte sich niemand mehr. Hartz IV ist eine
sozialdemokratische Erfindung.

Auch die Gesundheitsreform wird nicht
scheitern, jedenfalls nicht aus der Sicht des
BDI und der Finanzdienstleister, so sehr sie
auch schimpfen. Wird der jetzige Entwurf
letzten Endes doch nicht durchgesetzt, umso
besser: dann wird das Tor zu marktradikalen

Lösungen eben noch weiter aufgestoßen. Die
schiefe Ebene, auf der sich die Regierung ab-
wärts bewegt, ist in der Wirtschafts- und So-
zialpolitik also schon von Rot-Grün ange-
legt worden.

In der Außenpolitik ist das nicht viel an-
ders. Die traumatisierten Bundeswehrsolda-
ten, die jetzt über ihre Erlebnisse in
Afghanistan berichten, sind von Schröder
dorthin geschickt worden. Bei Merkel und
Steinmeier fehlt allerdings der Eklat einer
Konfrontation mit George Bush, wie ihn ihre
Vorgänger anlässlich des Irak-Krieges zele-
brierten. Dabei mangelt es der jetzigen Re-
gierung noch nicht einmal an Gelegenheit:
Leicht lässt sich vorstellen, mit welchen
Kraftsprüchen Schröder in der Iran-Frage ei-
nen Gegensatz hätte markieren können, der
aber in Wirklichkeit nur aus Nuancen be-
standen hätte. Und umgekehrt wäre auch die
jetzige schwarz-rote Koalition, hätte es sie
2003 schon gegeben, im Irak wahrscheinlich

nicht mitmarschiert. 
Muss die Bundeswehr ir-

gendwann doch in den ge-
fährlicheren Süden Afgha-
nistans, kann die Kanzle-
rin darauf verweisen, dass
sie immerhin lange gezö-
gert habe. Schwarz-Rot
lässt Schiffe vor der Küste
des Libanon hin- und her-

fahren. In diesem Zusammenhang wurde von
einem »Tabubruch« geschrieben: indirekte
Parteinahme für eine der beiden Konfliktpar-
teien. Vielleicht ist die aber nur simuliert,
nämlich dann, wenn es gar keine Waffen-
transporte über See gibt, die kontrolliert und
verhindert werden könnten. Wichtiger als der
akute Auftrag ist die Tatsache, dass eine in-
ternationale Militärpräsenz Deutschlands er-
weitert wird, für die ebenfalls schon von Rot-
Grün die Voraussetzungen geschaffen wur-
den. Also: der so genannte Tabubruch ist
auch hier älteren Datums.

Da kein Unterschied in der Substanz be-
steht, freut man sich ein bisschen über stili-
stische Feinheiten. Die Kanzlerin dröhnt
nicht, sondern gibt sich den Anschein, als er-
läutere sie dem Publikum Sachzwänge, zu de-
nen es halt keine Alternative gebe. Das
stimmt zwar nicht und ist letztlich doch nur
die Wiedergabe dessen, was die Paten einst
auch schon ihrem Vorgänger aufgeschrieben
haben. Aber der leisere Ton schont immerhin
die Nerven: Ruck auf Filzlatschen.

Kurz vor Weihnachten 1999 posierte Ger-
hard Schröder als Retter von Arbeitsplätzen
bei der Philipp Holzmann AG. Sie dürften
inzwischen allesamt verloren sein. Angela
Merkel hätte so etwas nicht getan. Erstens
widerspricht es ihrem Credo, dass der Staat
den Markt nicht ersetzen darf. Zweitens weiß
sie, dass große und letztlich leere Gesten ihr
schlecht zu Gesicht stehen.

Schröder hatte gewiss die Fußballweltmei-
sterschaft schon lange in seinen Wahlkampf-
plan für 2006 eingestellt. Ein Jahr vorher kam
ihm die Realität dazwischen. Angela Merkel
unterzog sich wahrscheinlich anlässlich der
bevorstehenden WM einem Jubel-Coaching,
fand dann aber eine angemessenere Aufgabe:
als Assistentin bei der Verteilung der Trost-
preise. Wenn man sich die Weltgeschichte so
ansieht (also eher ästhetisch), dann gibt es
vielleicht doch einen Fortschritt. ■
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Steinalter Wachstumsglaube   
NACH DER WELTKLIMAKONFERENZ ■  Warum startet die Bundesregierung jetzt nicht die große Umwelt-
Investitions-Offensive?

Wer in Berlin den Groß-Koali-
tionären zuhört und schaut, was
diese bewegt, der lernt, dass große
Menschheitsfragen wahlweise dar-

in bestehen, ob im Jahr 2030 der Rentenbei-
tragssatz die 20-Prozent-Marge überschreitet
oder wie zu verhindern ist, dass ein Hartz IV-
Empfänger auch nur einen Euro mehr erhält,
als ihm eventuell bei engster Auslegung aller
Überwachungskriterien der Sozialbürokratie
zustehen könnte. Das ist die Welt, in der sich
Angela Merkel, Franz Müntefering, Peer
Steinbrück und andere bewegen; der Rück-
schritt von einem Bundespräsidenten Rau zu
einem namens Köhler sollte dabei auch nicht
unterschlagen werden. 

Klimaschutz? Sicher, das Klima darf natür-
lich nicht den Bach hinunter gehen, sagen sie
in ihren Reden. Aber was tun sie mehr, als die
Fördermittel für energetische Gebäudesanie-
rung auf 1,4 Milliarden Euro pro Jahr zu er-
höhen? Gibt es eine Politik, die der Größe
der Herausforderung ebenso gerecht wird,
wie sie den Möglichkeiten entspricht, die
Deutschland als eine der reichsten Industrie-
nationen der Welt eben hat? Richtig: Großes
dickes Gabriel macht Dampf. Er will die
deutsche EU-Präsidentschaft ab Januar 2007
nutzen, um einen neuen Klimaschutzvertrag
auf den Weg zu bringen. Die Kanzlerin ist an
seiner Seite, hat sie gesagt. Es gibt Gründe,
skeptisch zu bleiben.

Warum ist für diese Koalition der Schutz
von Umwelt, Natur und Klima nur ein The-

ma von vielen und nicht eines der wichtig-
sten? Hatte sich die SPD nicht einst der öko-
logischen Modernisierung verschrieben? Ist
der Schutz der Schöpfung nicht ureigenes
Thema der Konservativen? Heute muss ein
Politiker nicht einmal mehr Mut aufbringen,
um für eine solche Politik zu kämpfen. Der
Klimawandel selbst und seine Gefahren wer-
den von niemandem mehr bestritten; sogar
George Bush, der erste Lobbyist der US-Öl-
Konzerne, scheint ins Grübeln zu kommen.
Breite Schichten des hiesigen Wahlvolkes se-
hen ein, es muss etwas getan werden. Es sind
zudem mehr Gewinner einer entschiedenen
Klimaschutz-Politik zu erkennen: Ob Wär-
medämmung, ob alternative Energien, damit
können Unternehmen viel Geld verdienen.
Jüngst rechnete Nicolas Stern, viele Jahre
Chefökonom der Weltbank, in einer Studie
zum Klimawandel vor, dass ein entschlosse-
ner Klimaschutz etwa ein Zwanzigstel dessen
kostet, was ein Verzicht auf ihn weltweit an
volkswirtschaftlichen Schäden anrichten
kann.

Warum also starten Merkel und Müntefe-
ring nicht die große Umwelt-Investitions-
Offensive? Mit der Entschiedenheit, mit der
die Kernenergie einst durchgeboxt wurde; al-
lein deren Erforschung wurde vom Staat mit
etwa 30 Milliarden Euro gefördert. Eventuell
sogar mit einer gesellschaftlichen Inszenie-
rung der Art, wie sie einst Gerhard Schröder
für angemessen hielt, um den Deutschen die
Hartz-Gesetze zu bescheren.

Merkel und Müntefering tun es nicht, weil
beide – unterschiedliche Generationen, un-
terschiedliche Lebensgeschichten – eines re-
präsentieren, was das wirtschaftliche Den-
ken in beiden deutschen Staaten und Gesell-
schaften entscheidend prägte: ein Begriff von
Fortschritt, der auf blankes Wachstum und
technische Innovation verengt blieb, dass er
in eben diese Sackgasse einer drohenden Kli-
makatastrophe geführt hat. So trifft sich mit
beiden Politikern noch einmal das steinalte
Wirtschafts- und Technikdenken aus BRD
und DDR, für das Wachstum per se die
Hauptsache war und ist. Zwischen der Leip-
ziger und der Hannoveraner Messe gab es
nie eine Mauer, vielmehr die Klammer eines
unverbrüchlichen Glaubens an diese Form
von Modernisierung; der einzige Unter-
schied hieß nur: Plan oder Markt. Müntefe-
ring und Merkel haben vermutlich sogar ver-
schiedene Motive. Der eingefleischte west-
deutsche Sozialpolitiker braucht dieses
Wachstum, um den Sozialstaat besser als bis-
her finanzieren zu können. Die ostdeutsche
Physikerin ist mehr von technischer Mach-
barkeit und ihrem Bild von einem dynami-
schen Kapitalismus (Regierungserklärung:
»Lassen Sie uns die Wachstumsbremsen lö-
sen!«) fasziniert. So spricht viel dafür, dass
ihre jeweiligen politischen Lebensgeschich-
ten für das große Thema Ökologie so viel
Blindheit bereithalten, dass sie es gewiss nie
ignorieren, aber letztlich als Neben-Wider-
spruch klein halten werden. ■

Da gegenüber Rot-Grün kein
Unterschied in der Substanz
besteht, freut man sich halt ein
bisschen über stilistische
Feinheiten

Georg Fülberth

Ein Ruck auf Filzlatschen
ANGELA MERKELS ERSTES JAHR ■  Die meisten Sündenfälle 
geschahen bereits vor ihrer Zeit
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